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I. Einleitung 

Solarparks entlang von Autobahnen und Bahnstrecken erleben 
derzeit einen regelrechten Boom. So hat die Stadtwerke Göt-
tingen AG im November 2024 am Autobahndreieck Dram-
metal einen Solarpark mit einer Leistung von 31,6 MW bei 
einer Fläche von rund 28 Hektar in Betrieb genommen, was in 
etwa 40 Fußballfeldern entspricht.1 Noch größer angelegt sind 
die Pläne von RWE im Rheinischen Revier. Dort sollen ent-
lang der A44 mehrere Solarparks mit einer Gesamtleistung 
von 86,5 MW entstehen.2 Das sind zwei Projekte, die aufgrund 
ihrer Größe besonders ins Auge fallen. Wer mit dem Auto 
oder der Bahn unterwegs ist, stößt aber auch an vielen ande-
ren Orten auf neue, meist kleinere Solarparks. Das aktuelle 
Zubautempo ist enorm.

Ein wesentlicher Treiber dieser Entwicklung ist eine Gesetzes-
änderung aus dem Jahr 2023. Durch das „Gesetz zur sofortigen 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren 
Energien im Städtebaurecht“3 wurde § 35 Abs. 1 BauGB, der 
die Privilegierung bestimmter Vorhaben im Außenbereich vor-
sieht, mit Wirkung zum 1. 1. 2023 dahingehend ergänzt, dass 
unter die Privilegierung auch Vorhaben fallen, die der Nut-
zung solarer Strahlungsenergie dienen und sich auf einer Fläche 
längs von Autobahnen oder Schienenwegen des übergeordne-
ten Netzes im Sinne von § 2 b AEG4 und in einer Entfernung zu 
diesen von bis zu 200 Metern befinden (§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b 
BauGB). Vor dieser Änderung waren PV-Anlagen im Außen-
bereich nur dann bauplanungsrechtlich privilegiert zulässig, 
wenn sie auf Dach- oder Außenwandflächen zulässigerweise 
genutzter Gebäude angebracht wurden (nunmehr § 35 Abs. 1 
Nr. 8 lit. a BauGB). Ohne Privilegierung sind Solaranlagen im 
Außenbereich zwar nicht per se unzulässig. Erforderlich ist dann 
aber, dass ein gemeindliches Bauleitplanverfahren zur Aufstel-
lung eines (vorhabenbezogenen) Bebauungsplanes durchgeführt 
wird. Das ist in der Regel sehr zeitaufwändig. Bis zum Be-
schluss des Bebauungsplanes durch das zuständige kommunale 
Vertretungsorgan können mehrere Jahre vergehen. 

Die BauGB-Änderung hat also im praktischen Ergebnis dazu 
geführt, dass Solarparks nun schneller und unbürokratischer 
entlang von Autobahnen und Bahnstrecken errichtet werden 
dürfen. Aufgrund ihrer Nähe zu Verkehrswegen gelten diese Flä-
chen bereits als vorbelastet und daher als weniger schützenswert 
als naturbelassene Flächen abseits solcher Wege.

Solarparks sind aus Betreibersicht hoch attraktiv. Sie verspre-
chen stabile Erträge und können – abhängig von Standort, 
Finanzierung und Vermarktung des Solarstroms – auch Ren-
diten im zweistelligen Prozentbereich erzielen. Bei einer Be-
triebsdauer von bis zu 30 Jahren können sie sich gerade in den 
letzten Betriebsjahren (nach vollständiger Bedienung der zur 
Finanzierung aufgenommenen Darlehen) zu lukrativen „Cash 
Cows“ entwickeln. 

Der Weg dorthin ist jedoch anspruchsvoll. Ein zentraler Erfolgs-
faktor ist dabei die Finanzierung. So muss der Betreiber hohe 
Anfangsinvestitionen tätigen. Aktuell belaufen sich die Kosten 
für die Errichtung einer PV-Freiflächenanlage auf 700,- bis 
900,- Euro pro kWp.5 Ein Solarpark mit einer Leistung von 
10 MWp erfordert folglich Investitionen von rund 7 bis 9 Mio. 
Euro. Ab einer gewissen Größe des Solarparks lassen sich Ska-
leneffekte erzielen, da mit zunehmender Anlagengröße die 
spezifischen Kosten pro kWp sinken. Neben Kapital ist auch 
umfangreiches Know-how erforderlich, sei es im eigenen Haus 
oder durch externe Berater. Fehlentscheidungen können das 
Projekt in eine wirtschaftliche Schieflage führen oder gar 
gänzlich scheitern lassen. 
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II. Rahmenbedingungen der Projektrealisierung

Im Folgenden sollen die wesentlichen Aspekte, die ein Betreiber 
für die erfolgreiche Realisierung eines Solarparks zu beachten 
hat, näher dargestellt werden. Die Reihenfolge der Darstellung 
entspricht dabei nicht (zwingend) einer zeitlichen Abfolge. 
Vielfach muss der Betreiber die einzelnen Aspekte gleichzeitig 
und koordiniert angehen.

1. Standortwahl

a) Standortidentifizierung und Wettbewerbssituation

Zunächst hat der Betreiber die Aufgabe, eine geeignete Fläche 
für den Solarpark zu identifizieren und sich diese rechtlich zu 
sichern. Das ist der Schritt, der die größte Herausforderung bei 
der Realisierung eines Solarparks darstellt, zumal man hier in 
einem harten Wettbewerb mit anderen potentiellen Betreibern 
steht. Erfolg hat nur, wer schnell ist und unkonventionell vor-
geht. Entsprechend finden sich im Internet zahlreiche Gesuche 
von Marktakteuren, die nach geeigneten Freiflächen Ausschau 
halten. Häufig sind auch Scouts unterwegs, die gezielt Grund-
stückseigentümer recherchieren und darauf ansprechen, ob sie 
ihre Flächen für Solarparks zur Verfügung stellen. Bei einem 
Grundstückseigentümer, der über eine geeignete Fläche verfügt, 
kann man fast sicher davon ausgehen, dass dieser regelmäßig 
von potentiellen Betreibern angesprochen wird. 

Werden auf landwirtschaftlichen Flächen bereits Windenergie-
anlagen betrieben, liegt die Annahme nahe, dass der Eigentümer 
einer weiteren energetischen Nutzung gegenüber aufgeschlos-
sen ist. Ein Vorteil ergibt sich daraus aber nicht zwingend. 
Denn häufig hat sich der Betreiber der Windenergieanlagen 
im Nutzungsvertrag mit dem Eigentümer ein Recht auf eine 
ausschließliche energetische Nutzung der Flächen gesichert 
oder zumindest einen Zustimmungsvorbehalt für jede weitere 
energetische Nutzung vereinbart. 

b) Privilegierung gemäß § 35 BauGB

Neben diesen eher wettbewerblichen Aspekten spielen aber 
auch materielle Aspekte bei der Standortwahl eine entschei-
dende Rolle. Will der Betreiber die eingangs angesprochene 
Privilegierung aus § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB in Anspruch 
nehmen und damit das Erfordernis eines Bebauungsplanes 
umgehen, muss sich die Fläche längs von Autobahnen oder 
von Schienenwegen befinden, und zwar in einer Entfernung 
zu diesen von bis zu 200 Metern. 

Unter „Autobahnen“ im Sinne dieser Vorschrift sind Bundes
autobahnen im Sinne des § 1 Abs. 3 FStrG6 zu fassen. Hierbei 
handelt es sich um Bundesfernstraßen, die nur für den Schnell-
verkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt und so angelegt sind, 
dass sie frei von höhengleichen Kreuzungen und für Zu- und 
Abfahrt mit besonderen Anschlussstellen ausgestattet sind. 

Bei „Schienenwegen“ sind nur solche des „übergeordneten 
Netzes“ im Sinne des § 2 b AEG mit mindestens zwei Haupt-
gleisen erfasst. 

Die Entfernung von bis zu 200 Metern ist gemäß der Vor-
gabe in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB „vom äußeren Rand 
der Fahrbahn“ zu messen. Bei Bundesautobahnen gehört zur 
Fahrbahn nach allgemeinem Begriffsverständnis auch der Stand-
streifen, so dass die Messung der 200-Meter-Distanz ab der 
äußeren Begrenzung des Standstreifens (im praktischen Ergeb-
nis regelmäßig ab der Leitplanke) zu erfolgen hat. Bei Neben-
betrieben im Sinne des § 15 FStrG (etwa Tankstellen, Raststätten 
oder Parkplätzen) ist lediglich die der Hauptfahrbahn am 
nächsten liegende, durchgehende Fahrbahn im Bereich des 
Nebenbetriebs (sog. „Durchfahrgasse“) für die Bestimmung 
des Fahrbahnrandes maßgeblich; dies entspricht auch dem 
Verständnis des § 9 FStrG.7 Bei Schienenwegen ist die Entfer-
nung ab der äußeren Kante des Gleisbettes zu messen, und 
zwar unabhängig davon, ob sie als Schotterbett oder aus Beton 
ausgeführt ist.8

Nur der Teil einer PV-Anlage, der sich innerhalb der 200- 
Meter-Zone befindet, ist nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB 
privilegiert. Reicht ein Solarpark über diese Zone hinaus, ge-
nießt der überstehende Teil keine Privilegierung; für ihn ist 
regelmäßig ein Bauleitplanverfahren erforderlich. In der Praxis 
akzeptieren manche Genehmigungsbehörden zwar, dass sich 
einzelne Modulreihen oder Randbereiche außerhalb der Zone 
befinden, solange der Schwerpunkt der Anlage im privilegier-
ten Bereich liegt. Eine gesetzliche Grundlage für eine solche 
„Teilprivilegierung“ gibt es jedoch nicht.

Zur Vermeidung von Missverständnissen: Die in § 35 Abs. 1 
Nr. 8 lit. b BauGB genannte Fläche von 200 Metern längs 
von Autobahnen und Schienenwegen stellt keine Begren-
zung in dem Sinne dar, dass nur solche Standorte als poten-
tielle Flächen für einen Solarpark in Betracht kommen. Der 
Betreiber kann sich auch für Flächen entscheiden, die sich außer-
halb der 200-Meter-Zone befinden, kann dann aber nicht 
mehr die Privilegierung aus § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB in 
Anspruch nehmen. Er muss vielmehr ein gemeindliches Bau-
leitplanverfahren zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes anstoßen.

6	 Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 6. 2007, 

BGBl. 2007 I, 1206, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. 12. 2023, BGBl. 2023 I 

Nr. 409.

7	 Dünchheim, Kommentar zum FStrG, 7. Aufl. (2025), § 9 FStrG, Rdnr. 9. Ähnlich 

Clearingstelle EEG, Hinweis 2011/8 vom 28. 2. 2012, S. 1; Bundesministerium 

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Stellungnahme vom 26. 1. 2012 zum 

Hinweisverfahren 2011/8 der Clearingstelle, S. 2, beide Dokumente sind abrufbar 

unter www.clearingstelle-eeg-kwkg.de.

8	 Vgl. Clearingstelle EEG, Hinweis 2011/8 vom 28. 2. 2012, S. 24. 
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c) Fernstraßenrechtliche Vorgaben

Zusätzlich sind die Vorgaben des Bundesfernstraßengesetzes 
zu beachten. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 FStrG besteht längs von 
Bundesautobahnen grundsätzlich ein Schutzstreifen von 40 
Metern, in dem die Errichtung von „Hochbauten jeder Art“ 
untersagt ist (Anbauverbotszone). Ausnahmen vom Anbauver-
bot sind möglich, bedürfen jedoch gemäß § 9 Abs. 8 FStrG der 
ausdrücklichen Zulassung durch das Fernstraßen-Bundesamt 
(FBA). Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 FStrG erstreckt sich darüber 
hinaus eine Anbaubeschränkungszone von bis zu 100 Metern, 
innerhalb der bauliche Anlagen grundsätzlich zulässig sein kön-
nen. In dem Bereich bis 40 Meter wird diese Zone durch die 
Anbauverbotszone überlagert, so dass dort die strengeren Anfor-
derungen des § 9 Abs. 1 Nr. 1 FStrG gelten. Eine Zustimmung 
des FBA stellt kein eigenständiges Genehmigungserfordernis 
dar, sondern erfolgt regelmäßig innerhalb eines übergeord-
neten Zulassungsverfahrens (etwa eines Baugenehmigungs-
verfahrens). Nur in Fällen, in denen ein solches Verfahren nicht 
besteht, ist gemäß § 9 Abs. 5 FStrG eine straßenrechtliche 
Genehmigung des FBA erforderlich. 

Bis Anfang 2023 galt das dargestellte Regelungsregime auch 
für Photovoltaikanlagen. Zu diesem Zeitpunkt reagierte das 
FBA auf die mit Inkrafttreten der Neufassung des § 2 EEG 
am 29. 7. 2022 eingeführte gesetzliche Wertung, wonach der 
Ausbau erneuerbarer Energien im überragenden öffentlichen 
Interesse liegt und der öffentlichen Sicherheit dient. Mit Veröf-
fentlichung eines Informationsblatts vom 31. 1. 2023 stellte das 
FBA klar, die Errichtung von Photovoltaikanlagen an Bundes-
autobahnen künftig großzügiger handhaben zu wollen.9 Die 
Errichtung von PV-Anlagen soll danach in der Anbauverbots-
zone künftig grundsätzlich möglich sein. 

Durch Gesetz vom 22. 12. 202310 wurde sodann ein fernstraßen
rechtliches Sonderregime für Solaranlagen an Autobahnen 
eingeführt. Nach dem neuen § 9 Abs. 2 c FStrG gelten die Vor-
gaben aus § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 FStrG nicht (mehr) 
für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie. Stattdessen wird der gesamte Bereich bis zu 100 Meter 
längs einer Autobahn zur Anbaubeschränkungszone erklärt, in 
der Vorhaben zur Errichtung von Solaranlagen grundsätzlich 
genehmigungsfähig sind. Das FBA ist hierbei nur noch intern 
zu beteiligen, und zwar in Form der Abgabe einer fachlichen 
Stellungnahme. Im praktischen Ergebnis führt die Neuregelung 
dazu, dass die potentielle Fläche für einen Solarpark sowohl 
die Anbauverbotszone als auch die Anbaubeschränkungszone 
umfasst, der Solarpark mithin sehr dicht an die Autobahn heran-
gebaut werden kann. 

Der Betreiber ist gleichwohl gut beraten, schon von sich aus 
auf eine gewisse Distanz des Solarparks zur Autobahn bzw. zur 
Bahnstrecke zu achten. Autobahnen und Bahnstrecken sind 
per se Gefahrenherde. Besonders bei viel befahrenen Strecken 
(Hauptverkehrsadern) ist zudem nicht auszuschließen, dass es 
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten zu Erweiterungen 
um zusätzliche Fahrspuren/Gleise kommt. In einem solchen 

Fall müsste auch der Solarpark verlegt werden, was unabhängig 
davon, wer dafür die Kosten zu tragen hat, eine undankbare Auf-
gabe darstellt und erhebliche Kapazitäten bindet. Eine voraus-
schauende Standortwahl kann solche Konflikte von vornherein 
vermeiden helfen. 

d) Weitere Faktoren der Standortwahl

Zu den weiteren Faktoren, die für die Standortwahl eine zen
trale Rolle spielen und die im Grunde noch wichtiger sind 
als die Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB, 
gehören die Verfügbarkeit ausreichender Sonneneinstrahlung 
(unter Berücksichtigung der Ausrichtung und Neigung der 
PV-Module sowie der Verschattung), ferner günstige Boden-
bedingungen, um die Tragfähigkeit für die aufgeständerten 
Solarmodule zu gewährleisten, die Möglichkeit der Vermeidung 
einer Blendwirkung für den Straßenverkehr sowie die Verfüg-
barkeit von ausreichend Platz zur Installation der Solarmodule. 
Schließlich ist auch eine möglichst günstige Anbindung an das 
Stromnetz der allgemeinen Versorgung zu prüfen. Zu den zu-
erst genannten Aspekten werden in der Regel externe Gutach-
ten (Ertragsgutachten, Bodengutachten und Blendgutachten) 
eingeholt. Die Voraussetzungen für die Anbindung des Solar-
parks an das Netz der allgemeinen Versorgung lassen sich zu-
meist durch eine Anfrage beim örtlichen Netzbetreiber klären. 

2. Nutzungsvertrag mit dem Grundstückseigentümer

Hat der Betreiber die Standortwahl getroffen, sollte er mög-
lichst zügig einen Nutzungsvertrag (Gestattungsvertrag) mit 
dem Grundstückseigentümer abschließen.11 Damit hält er poten-
tielle Wettbewerber auf Abstand und entzieht das Grundstück 
dem Wettbewerb um verfügbare Flächen. Liegen noch nicht 
alle Gutachten vor oder ist der Grundstückseigentümer noch 
nicht zum Vertragsschluss bereit, sollte der Betreiber versuchen, 
zumindest eine Reservierungsvereinbarung12 mit dem Grund-
stückseigentümer zu schließen, die ihm das Erstzugriffsrecht 
auf das Grundstück sichert. 

In einem Nutzungsvertrag gestattet der Grundstückseigentümer 
dem Betreiber, das Grundstück zum Zwecke der Errichtung 
und des Betriebs eines Solarparks zu nutzen. Im Gegenzug 

9	 FBA, Mitteilung vom 31. 1. 2023, vorübergehend abrufbar unter www.fba.bund.de. 

10	 Gesetz zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich 

und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/1187 über die Straffung von Maß-

nahmen zur rascheren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes 

vom 22. 12. 2023, BGBl. 2023 I Nr. 409.

11	 Daneben ist auch ein Eigentumserwerb am Grundstück denkbar. Das ist aber 

in der Praxis der Ausnahmefall und soll hier nicht weiter beleuchtet werden.

12	 Vgl. hierzu auch Schulz/Reese, in: Schulz, Handbuch Wind- und Solarprojekte, 

2. Aufl. (2025), S. 805.
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zahlt der Betreiber dem Grundstückseigentümer ein Nutzungs-
entgelt. Bei diesem Nutzungsvertrag handelt sich um einen 
privatrechtlichen Vertrag13, und zwar auch in den Fällen, in 
denen es sich bei dem Eigentümer der Flächen um eine Ge-
meinde handelt. Die Gemeinde wird bei der Überlassung der 
Flächen nicht hoheitlich tätig, so dass eine Qualifizierung des 
Vertrages als öffentlich-rechtliche Rechtsbeziehung ausschei-
det. Stehen die Flächen im Eigentum einer Gemeinde, muss 
sich der Betreiber auf einen langwierigen Entscheidungspro-
zess einstellen. Eine etwaige Privilegierung des Vorhabens nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB hilft ihm dabei nicht weiter. 
Zwar muss in diesen Fällen nicht der Beschluss über den Be-
bauungsplan, wohl aber die Entscheidung über den Abschluss 
des Nutzungsvertrages im Gemeinderat gefasst werden. Zu-
dem ist damit zu rechnen, dass sich eine Gemeinde nicht mit 
einem reinen Nutzungsentgelt zufriedengeben wird. In der 
Praxis verlangen Gemeinden mitunter zusätzliche Zusagen, 
etwa die Ansiedlung der Betreibergesellschaft in die Gemeinde, 
um vom Gewerbesteueraufkommen zu profitieren und neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Bei dem Nutzungsvertrag handelt es sich um ein Dauerschuld-
verhältnis, das über einen langen Zeitraum begründet wird. 
Vertragslaufzeiten von 20 bis 30 Jahren sind eher die Regel als 
die Ausnahme.14 Die Möglichkeiten einer vorzeitigen Kün-
digung sind stark eingeschränkt. Oftmals bestehen neben dem 
ohnehin nicht abdingbaren Recht zur Kündigung aus wich-
tigen Grund (§ 314 BGB) nur wenige Sonderkündigungsrechte 
oder Rücktrittsrechte, etwa zugunsten des Betreibers für den 
Fall, dass die Baugenehmigung für den Solarpark bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt von der zuständigen Behörde nicht 
erteilt bzw. aus Gründen, die vom Betreiber nicht zu vertreten 
sind, abgelehnt wird. Im Nutzungsvertrag wird darüber hinaus 
geregelt, was im Falle der Vertragsbeendigung zu geschehen hat. 
Im Regelfall verpflichtet sich der Betreiber zu einem Rückbau 
und einer Entfernung sämtlicher von ihm auf das Grundstück 
eingebrachten technischen Anlagen. Der Rückbau kann dabei 
durch eine Bankbürgschaft abgesichert werden.

Ein weiterer typischer Inhalt des Nutzungsvertrages ist die 
Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Bestellung von 
Dienstbarkeiten, um die vertraglich vereinbarten Nutzungs-
rechte des Betreibers (Errichtung, Unterhaltung und Betrieb 
der Solaranlagen nebst aller Nebeneinrichtungen) sowie das 
Eigentum an den technischen Anlagen grundbuchlich abzu-
sichern, sowie die damit korrespondierende Verpflichtung, die-
se Dienstbarkeiten nach Vertragsbeendigung wieder zu löschen. 
Der Wortlaut der zu bestellenden Dienstbarkeiten wird dem 
Vertrag in der Regel als Anlage beigefügt. Der Nutzungsver-
trag enthält typischerweise auch Regeln zur wechselseitigen 
Haftung, zur Versicherung und zur Rechtsnachfolge, wobei 
regelmäßig sowohl der Verkauf des Solarparks durch den Be-
treiber als auch die Veräußerung des Grundstücks durch den 
Grundstückseigentümer erfasst werden.

Der Nutzungsvertrag wird zwischen Betreiber und Grund-
stückseigentümer geschlossen. Es handelt sich also primär um 

ein Zwei-Personen-Verhältnis. Zumeist sitzt aber auch ein „un-
sichtbarer Dritter“ mit am Verhandlungstisch, dessen Belange 
im Vertrag ebenfalls Berücksichtigung finden müssen. Gemeint 
ist die finanzierende Bank (bzw. das finanzierende Kredit
institut).15 Diese wird sich vor ihrer Entscheidung über die 
Gewährung des Darlehens an den Betreiber die Nutzungsver-
einbarung mit dem Grundstückseigentümer sehr genau ansehen 
und hierbei darauf achten, dass bestimmte Mindesterfordernisse 
erfüllt sind. Hierzu gehören beispielsweise die ordnungsgemäße 
Ausgestaltung der Regelungen zum Sicherungseigentum oder 
der Verzicht des Eigentümers auf die Ausübung des Verpächter-
pfandrechts. Der Betreiber ist gut beraten, die Eckpunkte des 
Nutzungsvertrages mit dem Grundstückseigentümer mit seiner 
Bank vorab abzustimmen. 

3. Bauantrag

Der Betreiber ist grundsätzlich verpflichtet, eine Baugenehmi-
gung für den Solarpark einzuholen. Die bauplanungsrechtliche 
Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB entbindet den 
Betreiber nicht, einen Bauantrag für das Projekt bei der zu-
ständigen Baubehörde zu stellen. 

Die Einzelheiten richten sich nach den Bauordnungen der 
einzelnen Bundesländer, sind also Ländersache. Die Bauord-
nungen ähneln sich dabei in ihrem Aufbau: Sie sehen vor, dass 
die Errichtung von baulichen Anlagen grundsätzlich der Ge-
nehmigung bedarf und nur bestimmte, enumerativ aufgezähl-
te Anlagen ausnahmsweise verfahrensfrei errichtet werden 
dürfen. 

Beispielhaft sei hier die Bauordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen16 angeführt. In § 60 Abs. 1 BauO NRW heißt es 
zunächst, dass die Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung 
und Beseitigung von Anlagen der Baugenehmigung bedürfen. 
In § 62 Abs. 1 Nr. 3 BauO NRW werden sodann bestimmte 
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien aufgeführt, die 
ausnahmsweise verfahrensfrei sind. Dazu gehören auch gebäu-
deunabhängige Solaranlagen (Freiflächenanlagen) mit einer 
Höhe bis zu 3 Meter und einer Grundfläche bis zu 100 qm. Da 
ein Solarpark an der Autobahn bzw. an einer Bahnstrecke die-
se Fläche im Regelfall überschreitet, kann sich der Betreiber 
eines solchen Solarparks nicht auf die Ausnahmeregelung aus 
§ 62 Abs. 1 Nr. 3 BauO NRW berufen. Die Bauordnungen der 

13	 Vgl. Schulz/Reese, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 806.

14	 Zur Vertragslaufzeit von Nutzungsverträgen vgl. auch Schulz/Reese, in: Schulz 

(o. Fußn. 12), S. 822. 

15	 Vgl. auch Schulz/Reese, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 818.

16	 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO 

NRW 2018) vom 21. 7. 2018, GV. NRW. 2018, 421; zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 31. 10. 2023, GV. NRW. 2023, 1172.
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anderen Länder enthalten ähnliche, im Detail aber abweichende 
Regelungen17, so dass das Erfordernis der Baugenehmigung 
für jedes Bundesland gesondert zu prüfen ist. 

Die Behördenzuständigkeit richtet sich ebenfalls nach den Bau-
ordnungen der Länder. Im Regelfall ist der Bauantrag an die 
Stadt oder den Kreis zu richten, auf dessen Gebiet der Solarpark 
entstehen soll. Auch hier soll wieder beispielhaft die Rechts-
lage in Nordrhein-Westfalen dargestellt werden: Gemäß § 70 
Abs. 1 BauO NRW ist der Bauantrag bei der „unteren Bau-
aufsichtsbehörde“ einzureichen. Gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 3 BauO 
NRW sind das die kreisfreien Städte, die großen kreisange-
hörigen Städte und die mittleren kreisangehörigen Städte (lit. a) 
sowie die Kreise für die übrigen kreisangehörigen Gemeinden 
(lit. b). In den anderen Bundesländern ist die Rechtslage ver-
gleichbar.

Die Baubehörde erteilt für die Baugenehmigung für den Solar-
park auf der Grundlage des § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB. Sind 
die in dieser Vorschrift genannten Antragsvoraussetzungen 
erfüllt, hat der Antragsteller einen Anspruch auf Erteilung der 
Genehmigung. Die Behörde muss die Baugenehmigung also 
erteilen und hat insoweit keinen Ermessensspielraum. Der Ge-
meinderat als politisches Entscheidungsgremium bleibt außen 
vor, was dazu geführt hat, dass sich die kommunalen Spitzen-
verbände, namentlich der Deutsche Städtetag und der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund, über die Privilegierung der PV-
Freiflächenanlagen in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB kritisch 
geäußert haben.18

Die Baubehörde prüft allerdings nicht allein das Vorliegen der 
in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB genannten besonderen Vor-
aussetzungen, insbesondere die Einhaltung der dort genannten 
Distanz von 200 Meter längs der Autobahn bzw. des Schienen-
weges, sondern auch, ob öffentliche Belange dem Vorhaben 
entgegenstehen und ob die ausreichende Erschließung (vgl. 
hierzu unten Ziffer 6) gesichert ist. Das folgt aus dem Ein-
gangssatz des § 35 Abs. 1 BauGB: „Im Außenbereich ist ein 
Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht ent-
gegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und 
wenn es […]“. Wann ein öffentlicher Belang beeinträchtigt ist, 
ergibt sich aus dem Katalog in § 35 Abs. 3 BauGB. Danach ist 
von einer Beeinträchtigung etwa dann auszugehen, wenn das 
Vorhaben den Darstellungen des Flächennutzungsplans (Nr. 1) 
den Darstellungen eines Landschaftsplans oder sonstigen Plans, 
insbesondere des Wasser-, Abfall- oder Immissionsschutzrechts, 
widerspricht (Nr. 2) oder schädliche Umwelteinwirkungen 
hervorrufen kann (Nr. 3). Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts19 enthält die Vorschrift jedoch 
keine abschließende Aufzählung der im Außenbereich zu be-
achtenden öffentlichen Belange. Die Norm soll die Außen-
bereichsverträglichkeit von Vorhaben am jeweiligen Standort 
sicherstellen. Neben den benannten Belangen sind daher auch 
sonstige öffentliche Belange rechtserheblich, sofern sie ein 
ähnliches, wenn nicht stärkeres Gewicht als die in § 35 Abs. 3 
BauGB benannten Belange besitzen und von dem Leitge-
danken einer geordneten städtebaulichen Entwicklung unter 

Berücksichtigung der konkreten örtlichen Verhältnisse mit
umfasst sind.

Bei der vorzunehmenden Interessenabwägung wird die Bau-
behörde zu berücksichtigen haben, dass der Gesetzgeber dem 
Ausbau der erneuerbaren Energien einen besonders hohen Rang 
eingeräumt hat. Gemäß § 2 EEG20 in der seit dem 29. 7. 2022 
geltenden Fassung21 liegt die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien „im 
überragenden öffentlichen Interesse“. Bis die Stromerzeugung 
im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die er-
neuerbaren Energien als „vorrangiger Belang“ in die jeweils 
durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht wer-
den. Diese Regelung darf allerdings nicht dahin missverstanden 
werden, dass der Bauantrag in jedem Fall zu genehmigen ist 
und alle gegenläufigen Belange auszublenden sind, nur weil der 
Solarpark der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 
dient. § 2 EEG gewährt keine strikte Vorfahrt für die erneuer-
baren Energien.22 So ist etwa die Verkehrssicherheit auf der 
betreffenden Autobahn ein Belang, dem grundsätzlich ein höhe-
res Gewicht beizumessen ist als der Errichtung eines Solar-
parks. § 2 EEG ist eher als Auslegungsregel dahin zu verstehen, 
dass im Zweifel für den Ausbau der erneuerbaren Energien zu 
entscheiden ist („in dubio pro Solarpark“). 

4. Fernstraßenrechtliche Belange

Wie bereits erwähnt, bedarf es in Fällen, in denen der Solar-
park dicht an eine Autobahn herangebaut werden soll, einer 
Befassung des FBA. Das bedeutet aber nicht, dass der Betreiber 

17	 Z.B. Niedersachsen: §  60 Abs.  1 NBauO in Verbindung mit Zif fer 2.3 des 

Anhangs zu § 60 Abs. 1 NBauO; Hessen: § 63 HBO in Verbindung mit Ziffer 3.9.2 

des Anhangs zu § 63 HBO; Bayern: Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 lit . a BayBO; in Bayern 

sind PV-Anlagen, die gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB zulässig sind, generell 

verfahrensfrei. 

18	 Vgl. etwa DStGB, Pressemeldung vom 22. 12. 2022: „Bundesrat macht Weg 

für beschleunigten Ausbau erneuerbaren Energien frei“, abrufbar unter 

www.dstgb.de

19	 BVerwG, Urt. v. 19. 10. 1966 – 4 C 16/66, BVerwGE 25, 161 [163]; Urt. v. 13. 3. 

2003 – 4 C 3/02, ZfBR 2003, 469 [juris Rdnr. 31]; Beschl. v. 23. 3. 2021 – 4 B 24/20, 

REE 2021, 151 [juris Rdnr. 5]. 

20	 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vom 21. 7. 2014, BGBl. 2014 I, 1066, zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 21. 2. 2025, BGBl. 2025 I Nr. 52.

21	 Die Verankerung des überragenden öffentlichen Interesses in § 2 EEG er-

folgte durch Gesetz vom 20. 7. 2022, BGBl. 2022 I, 1237. Der Gesetzeswortlaut 

ist durch Gesetz vom 8. 5. 2024, BGBl. 2024 I Nr. 151 geringfügig angepasst 

worden.

22	 Vgl. nur BVerwG, Urt. v. 25. 5. 2023 – 7 A 7/22, NVwZ 2023, 1733 [juris Rdnr. 43]; 

OVG Münster, Urt. v. 27. 11. 2024 – 10 A 1477/23, REE 2025, 41 [ juris Rdnr. 43]; 

VG Braunschweig, Urt. v. 25. 6. 2025 – 2 A 21/23, juris Rdnr. 58. Zur Bedeutung 

des § 2 EEG vgl. auch Birkner, NVwZ 2024, 138; Götze/Koukakis, BauR 2025, 18; 

Lammers, ZfBR 2025, 229. 
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einen eigenständigen Antrag beim FBA einzureichen hat.23 
Die Stellung des Bauantrages bei der nach Landesrecht zustän-
digen Baubehörde ist ausreichend.24 Es ist dann Aufgabe der 
Baubehörde, das FBA im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens zu beteiligen und eine fachliche Stellungnahme einzuholen. 
An diese Stellungnahme ist die Baubehörde nicht gebunden. 
Mit der positiven Entscheidung über den Bauantrag ist zu-
gleich die fernstraßenrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens fest-
gestellt. Besteht kein solches Genehmigungsverfahren, ist das 
Vorhaben dem FBA lediglich anzuzeigen; ein eigenständiges 
Genehmigungserfordernis besteht nicht mehr. 

Bei der Frage der Zulässigkeit des Solarparks nach dem Bundes-
fernstraßenrecht ist die Rechtslage nach dem mit Gesetz vom 
22. 12. 2023 neu eingeführten § 9 Abs. 2 c FStrG zu beurteilen, 
der die in § 9 Abs. 1 Nr. 1 bzw. § 9 Abs. 2 FStrG vorgesehe-
ne klassische Aufteilung in eine Anbauverbotszone (bis zu 40 
Meter längs der Autobahn) und eine Anbaubeschränkungszone 
(zwischen 40 Meter und 100 Meter längs der Autobahn) in 
Bezug auf Solaranlagen aufgehoben und stattdessen ein Sonder-
regime geschaffen hat, wonach faktisch eine einheitliche An-
baubeschränkungszone (bis zu 100 Meter) besteht, in der die 
Errichtung einer Solaranlage der Beteiligung des FBA bedarf.

Das FBA hat gemäß § 9 Abs. 2 c Satz 4 FStrG im Rahmen 
seiner fachlichen Stellungnahme eine Interessenabwägung vor-
zunehmen. Dabei stehen sich einerseits die in § 9 Abs. 3 FStrG 
genannten Belange, namentlich die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Straßenverkehrs, die Ausbauabsichten und die Straßenbau-
gestaltung, und andererseits das in § 2 EEG aufgeführte über-
ragende öffentliche Interesse an der Errichtung und dem Betrieb 
von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
gegenüber. Auch wenn § 2 EEG anordnet, dass die erneuerbaren 
Energien als vorrangiger Belang in die Interessenabwägung 
einzubringen sind, heißt das nicht, dass sich dieser Belang ge-
genüber den fernstraßenrechtlichen Belangen stets durchsetzt. 
Geht es um die Sicherheit des Straßenverkehrs, etwa bei Blend-
wirkungen der PV-Module tritt § 2 EEG sogar regelmäßig zu-
rück. Der Schutz von Leib und Leben der Verkehrsteilnehmer 
hat Vorrang vor dem Ausbau erneuerbarer Energien. 

Entsprechendes gilt für die Privilegierung nach § 35 Abs. 1 
Nr. 8 lit. b BauGB. So hat das Bundesverwaltungsgericht25 ent-
schieden, dass eine Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 BauGB 
keinen grundsätzlichen Vorrang gegenüber dem straßenrecht-
lichen Anbauverbot genießt.

In der Praxis macht das FBA seine fachliche Beurteilung von 
Solarparkvorhaben in erster Linie davon abhängig, dass durch 
das Projekt die Sicherheit des Straßenverkehrs nicht beeinträch-
tigt wird. Sind Fahrzeug-Rückhaltesysteme (FRS) vorhanden, 
die ein unkontrolliertes Abkommen von Fahrzeugen von der 
Fahrbahn verhindern (insbesondere Leitplanken und Schutz-
wälle), und ihrer Aufhaltestufe nach ausreichend dimensioniert, 
besteht grundsätzlich nicht das Erfordernis, zusätzlich einen 
Mindestabstand zwischen Fahrbahn und Photovoltaikanlage 
einzuhalten. Voraussetzung ist, dass die Anlage außerhalb des 

Wirkungsbereichs des Rückhaltesystems errichtet wird, also 
hinter dem seitlichen Raum, den ein anprallendes Fahrzeug 
beim Aufprall auf die Schutzeinrichtung benötigt. Fehlen hin-
gegen geeignete FRS oder genügen diese nicht den technischen 
Anforderungen, ist ein nach den „Richtlinien für passiven Schutz 
an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme“ (RPS 2009) 
bemessener Mindestabstand zur Fahrbahn einzuhalten. Nach 
einem von der Behörde herausgegebenen Informationsblatt26 ist 
in der Regel ein Höhenprofil zwischen Fahrbahn und Solar-
modulen vorzulegen, um den Nachweis der Einhaltung der 
Abstandsregelungen zu ermöglichen. Liegt die Anlage mehr als 
40 Meter vom äußeren Fahrbahnrand entfernt, kann auf diesen 
Nachweis verzichtet werden. 

Darüber hinaus muss ausgeschlossen werden, dass von den 
PV-Modulen Blendungen oder Spiegelungen für Verkehrsteil-
nehmer ausgehen. Hierfür ist regelmäßig ein Blendgutachten 
vorzulegen, das die Sichtfelder von Pkw- und Lkw-Fahrern 
zugrunde legt und erforderlichenfalls konkrete Schutzmaß-
nahmen benennt. Straßenbegleitgrün wie Hecken oder Büsche 
wird dabei nicht als wirksamer Blendschutz anerkannt, wäh-
rend dichte Wälder oder technische Sichtschutzeinrichtungen 
geeignet sein können.

5. Netzanschluss 

Der Betreiber hat in einem weiteren Schritt sicherzustellen, dass 
der von ihm geplante Solarpark an das Netz für die allgemeine 
Versorgung angeschlossen wird (Netzanschluss). Hierauf hat er 
einen Rechtsanspruch27, der über die Jahre vom Gesetzgeber 
und von der Rechtsprechung immer stärker und detaillierter 
ausgeformt worden ist und der dem Betreiber eine günstige 
Rechtsposition gegenüber dem Netzbetreiber vermittelt.

So ist der Netzbetreiber gemäß § 8 Abs. 1 EEG 2023 verpflichtet, 
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 
unverzüglich vorrangig an der Stelle an sein Netz anzuschließen, 

23	 Vgl. auch den Wortlaut des § 9 Abs. 2 c Satz 2 FStrG, wonach das Fernstraßen-

Bundesamt als die nach dem Bundesfernstraßengesetz zuständige Behörde 

im Genehmigungsverfahren „zu beteiligen“ ist.

24	 Eine Ausnahme gilt in den Fällen, in denen es keiner baurechtlichen Geneh-

migung bedarf, etwa aufgrund der geringen Größe der Solarparks. Dann besteht 

eine Verpflichtung des Vorhabenträgers, dem FBA vor Baubeginn eine ent-

sprechende Anzeige zu machen, vgl. § 9 Abs. 2c Satz 3 FStrG. 

25	 BVerwG, Beschl. v. 13. 5. 1991 –  4 B 62/91, Buchholz 406.11 § 35 BauGB Nr. 270 

[juris Rdnr. 5].

26	 FBA, Informationsblatt „Erforderliche Unterlagen bei der Errichtung von Photo-

voltaikanlagen in den Nahbereichen der Bundesfernstraßen“, Stand: Januar 

2025, abrufbar unter www.fba.bund.de.

27	 Vgl. hierzu etwa Schulz-Gardyan, in: Baumann/Gabler/Günther, Kommentar 

zum EEG, 1. Aufl. (2020), § 8 EEG, Rdnr. 2 ff. 
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die im Hinblick auf die Spannungsebene geeignet ist und die in 
der Luftlinie kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage auf-
weist, wenn nicht dieses oder ein anderes Netz einen technisch 
und wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungspunkt aufweist. 
Bei der Prüfung des wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungs-
punktes sind die unmittelbar durch den Netzanschluss ent-
stehenden Kosten zu berücksichtigen. Der Anlagenbetreiber 
darf gemäß § 8 Abs. 2 EEG 2023 einen anderen Verknüpfungs-
punkt dieses oder eines anderen im Hinblick auf die Span-
nungsebene geeigneten Netzes wählen, es sei denn, dass die 
daraus resultierenden Mehrkosten des Netzbetreibers nicht un-
erheblich sind. Der Netzbetreiber darf gemäß § 8 Abs. 3 EEG 
2023 der Anlage abweichend von den vorgenannten Regelun-
gen einen anderen Verknüpfungspunkt zuweisen, es sei denn, 
dass die Abnahme des Stroms aus der betroffenen Anlage nach 
§ 11 Abs. 1 EEG 2023 an diesem Verknüpfungspunkt nicht 
sichergestellt wäre. 

Die Pflicht zum Netzanschluss besteht gemäß § 8 Abs. 4 EEG 
2023 grundsätzlich auch in den Fällen, in denen die Abnahme 
des Stroms erst durch die Optimierung, die Verstärkung oder 
den Ausbau des Netzes gemäß § 12 EEG 2023 seitens des Netz-
betreibers möglich wird.28 

Auch bei der Kostentragung für den Netzanschluss verschafft 
das Gesetz dem Betreiber eine günstige Rechtsposition.29 Er hat 
zwar gemäß § 16 Abs. 1 EEG 2023 die notwendigen Kosten 
des Netzanschlusses an den Netzverknüpfungspunkt gemäß 
§ 8 Abs. 1 oder 2 EEG 2023 zu tragen, darüber hinausgehende 
Kosten gehen aber zu Lasten des Netzbetreibers und werden 
von diesem über die Netzentgelte auf die Stromkunden umge-
legt. Das gilt sowohl für die Mehrkosten, die daraus entstehen, 
dass der Netzbetreiber der Anlage gemäß § 8 Abs. 3 EEG 2023 
einen anderen Verknüpfungspunkt zuweist (§ 16 Abs. 2 EEG 
2023), als auch für die Kosten, die beim Netzbetreiber durch 
Maßnahmen zur Optimierung, Verstärkung und zum Ausbau 
des Netzes anfallen (§ 17 EEG 2023).

Auch die im Rahmen eines Netzanschlussbegehrens einzu-
haltenden Verfahrensschritte sind gesetzlich vorgegeben.30 So 
ist der Netzbetreiber gemäß § 8 Abs. 5 EEG 2023 verpflich-
tet, dem Anschlusspetenten nach Eingang eines Begehrens 
auf Netzanschluss unverzüglich einen genauen Zeitplan für die 
Bearbeitung des Begehrens zu übermitteln. In diesem Zeitplan 
ist anzugeben, in welchen Arbeitsschritten das Begehren bear-
beitet wird und welche weiteren Informationen der Anschluss-
petent aus seinem Verantwortungsbereich dem Netzbetreiber 
übermitteln muss, damit dieser seine Pflichten nach § 8 EEG 
2023 erfüllen oder seine Planungen nach § 12 EEG 2023 
durchführen kann. Die weiteren Schritte sind in § 8 Abs. 6 
EEG 2023 vorgegeben. Danach ist der Netzbetreiber verpflich-
tet, dem Anschlusspetenten nach Eingang der erforderlichen 
Informationen unverzüglich, spätestens aber innerhalb von acht 
Wochen, mit dem Ergebnis der Netzverträglichkeitsprüfung 
Folgendes übermitteln: einen Zeitplan für die unverzügliche 
Herstellung des Netzanschlusses mit allen erforderlichen Ar-
beitsschritten (Nr. 1), alle Informationen, die der Anschluss-

petent für die Prüfung des Verknüpfungspunktes benötigt, sowie 
auf Antrag die für eine Netzverträglichkeitsprüfung erfor-
derlichen Netzdaten (Nr. 2), die Information, ob bei der Her-
stellung des Netzanschlusses der Anlage die Anwesenheit des 
Netzbetreibers erforderlich ist, ggf. nebst Begründung (Nr. 3), 
einen Voranschlag der Kosten, die dem Betreiber durch die 
technische Herstellung des Netzanschlusses entstehen (Nr. 4) 
sowie die Informationen, die für den Betreiber zur Erfüllung der 
Pflichten aus § 9 Abs. 1 und 2 EEG 2023 erforderlich sind (Nr. 5). 

In der Praxis umstritten, weil im Gesetz bisher nur unzureichend 
geregelt31, ist die Frage, ob und ggf. unter welchen Voraussetzun-
gen eine Reservierung von Netzkapazitäten noch vor der an-
schlussfertigen Errichtung der Anlage zulässig ist.32 Diese Frage 
hat in den vergangenen Jahren dadurch an Bedeutung gewon-
nen, dass immer mehr Anschlusspetenten um begrenzte Ein-
speisekapazitäten konkurrieren. Der Netzbetreiber wird durch 
die Vornahme einer Reservierung zugunsten eines Anschluss-
petenten zwar nicht von seiner Pflicht entbunden, einen Netz-
anschluss auch für den konkurrierenden Anschlusspetenten 
herzustellen. Der neue Verknüpfungspunkt kann aber vom 
Standort der Anlage weiter entfernt liegen als der ursprüng-
lich begehrte Verknüpfungspunkt und damit für den kon-
kurrierenden Anschlusspetenten mit höheren Anschlusskosten 
verbunden sein. 

Der BGH hat mit Urteil vom 21. 3. 202333 etwas mehr Klar-
heit in die Sache gebracht. Danach soll es einem Netzbetreiber 
grundsätzlich möglich sein, bereits vor der anschlussfertigen 
Errichtung einer Anlage Einspeisekapazitäten an einem be-
stimmten Netzverknüpfungspunkt zugunsten dieser Anlage 
zu reservieren, so dass diese Kapazitäten für andere Anlagen 
nicht mehr zur Verfügung stehen. Das Prioritätsprinzip, wo-
nach der Netzbetreiber die Anlage an sein Netz anschließen 
müsse, die zuerst anschlussbereit ist („Wer zuerst kommt, mahlt 
zuerst.“), gelte nicht uneingeschränkt. Vielmehr gebe das Gesetz 
dem Netzbetreiber grundsätzlich die Möglichkeit, ein Reser-
vierungsverfahren durchzuführen. Eine Reservierung diene 
der Planungssicherheit für den Betreiber. Dieser müsse dar-

28	 Vgl. Schulz-Gardyan, in: Baumann/Gabler/Günther (o. Fußn. 27), §  8 EEG, 

Rdnr. 72 ff. 

29	 Vgl. auch Gabler, in: Baumann/Gabler/Günther (o. Fußn. 27), § 16 EEG, Rdnr. 2 ff.

30	 Schulz, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 176.

31	 Der Gesetzgeber wollte die Frage im Jahr 2024 mit dem „Gesetz zur Änderung 

des Energiewirtschaftsrechts im Bereich der Endkundenmärkte, des Netz-

ausbaus und der Netzregulierung“, BT-Drs. 20/14199, regeln und einen neuen 

§ 8 e in das EEG einführen. Wegen des vorzeitigen Endes der Legislaturperiode 

(Bruch der Ampelkoalition) ist diese Regelung bislang jedoch nicht Gesetz 

geworden. 

32	 Vgl. zur Thematik bereits Salje, VW 2008, 153.

33	 BGH, Urt. v. 21. 3. 2023 – XIII ZR 2/20, REE 2023, 125. Vgl. dazu auch Richter, 

ER 2024, 3. 
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auf vertrauen können, dass der ihm vom Netzbetreiber mit-
geteilte Verknüpfungspunkt zumindest für eine gewisse Zeit 
verbindlich bleibe.

Der BGH führt weiter aus, dass durch eine Reservierung die 
Rechte desjenigen Anschlusspetenten beschränkt werden, des-
sen Anlage zuerst anschlussbereit ist. Von daher sei der Netz-
betreiber verpflichtet, das Reservierungsverfahren transparent, 
diskriminierungsfrei und willkürfrei auszugestalten. Der Netz-
betreiber müsse zudem sicherstellen, dass das Reservierungs-
verfahren den vom EEG angestrebten Ausbau der erneuerbaren 
Energien nicht behindere. Reservierungen seien daher in geeig-
neter Weise zu befristen. 

6. Erschließung und Zuwegung 

Ferner muss sich der Betreiber um die Frage der Erschließung 
des Solarparks kümmern. Ohne gesicherte Zufahrts- und 
Leitungsrechte ist ein Projekt weder baulich umsetzbar noch 
dauerhaft betreibbar.

a) Bau- und Betriebszufahrt

Für die Errichtung des Solarparks ist zunächst die Anlieferung 
schwerer Komponenten sicherzustellen. Module, Unterkon-
struktionen und Wechselrichter werden zumeist mit Lkw, Stap-
lern oder Teleskopladern transportiert. Für besonders schwere 
Bauteile wie Trafostationen oder Betonfundamente können 
punktuell auch Hebegeräte eingesetzt werden. Voraussetzung 
ist daher, dass das Gelände über ausreichend dimensionierte 
Zufahrtswege mit tragfähigem Untergrund, hinreichender 
Breite und geeigneten Wendekreisen erreichbar ist. Wo solche 
Wege fehlen, sind temporäre Baustraßen anzulegen oder beste-
hende Wege zu ertüchtigen. Hierfür bedarf es der Zustimmung 
des jeweiligen Grundstückseigentümers, ggf. auch wasser- oder 
naturschutzrechtlicher Genehmigungen. 

Im laufenden Betrieb des Solarparks geht es weniger um 
Schwertransporte, wohl aber um die regelmäßige Erreichbarkeit 
der Anlage für Servicefahrzeuge, Winterdienst und sonstige 
Verkehrssicherungsmaßnahmen. 

b) Brandschutz und Feuerwehrzufahrt

Neben der allgemeinen Erschließung verlangen die Brand-
schutzbehörden regelmäßig eine jederzeit zugängliche Zufahrt 
für Feuerwehrfahrzeuge. Diese Anforderung ergibt sich aus den 
Bauordnungen der Länder und wird im Baugenehmigungsver-
fahren geprüft. Der Betreiber muss deshalb mit der zuständigen 
unteren Bauaufsichtsbehörde und der örtlichen Feuerwehr klä-
ren, ob zusätzliche Maßnahmen wie Löschwasserentnahmestel-
len oder bestimmte Mindestabstände zwischen den Modulreihen 
erforderlich sind. Solche Vorgaben werden häufig Bestandteil 
des Brandschutzkonzepts, das dem Bauantrag beizufügen ist.

c) Leitungstrassen

Ein weiterer zentraler Aspekt ist die Kabeltrasse zum Netz-
verknüpfungspunkt. Sie verläuft selten ausschließlich über das 
Grundstück, auf dem der Solarpark errichtet wird, sondern 
betrifft regelmäßig Nachbargrundstücke, öffentliche Straßen 
oder Bahnflächen. Der Betreiber muss deshalb entsprechende 
Rechte sichern. Gegenüber privaten Grundstückseigentümern 
geschieht dies durch die Eintragung von Leitungsdienstbarkei-
ten, gegenüber Kommunen oder Straßenbaulastträgern durch 
Gestattungsverträge für die Querung öffentlicher Straßen und 
gegenüber der Deutschen Bahn durch eisenbahnrechtliche 
Kreuzungsvereinbarungen. Ohne eine solche Sicherung lässt 
sich ein Netzanschluss kaum realisieren. Zudem sind Schutz-
streifen entlang der Kabeltrasse dauerhaft freizuhalten und 
grundbuchlich abzusichern, um spätere Konflikte mit baulichen 
Nutzungen oder Bepflanzungen auszuschließen.

7. Beschaffung der PV-Module

Eine weitere zentrale Aufgabe des Betreibers ist die Beschaffung 
der PV-Module und der zur PV-Anlage bzw. zum Solarpark 
gehörenden Nebenanlagen (wie Wechselrichter, Verkabelung, 
Messeinrichtungen, Aufständerung, Einzäunung und sonstige 
Schutzvorrichtungen). 

a) Rechtliche Einordnung 

Erwirbt der Betreiber die PV-Module beim Hersteller bzw. 
einem Händler, um nach Erhalt der Lieferung die PV-Module 
mit eigenem Personal aufzustellen bzw. durch Drittfirmen auf-
stellen zu lassen, handelt es sich um einen Kaufvertrag, der 
grundsätzlich den Regelungen des Kaufrechts (§§ 433 ff. BGB) 
unterliegt. Etwas anderes gilt in Fällen, in denen der Betreiber 
die PV-Module unmittelbar aus dem Ausland bezieht. Nach 
dem Grundsatz der freien Rechtswahl34 können die Parteien 
den Vertrag – zumeist durch AGB – auch einer anderen Rechts-
ordnung unterstellen, etwa dem UN-Kaufrecht35 oder dem 
Recht des Staates, in dem der Verkäufer seinen Sitz hat. 

In Fällen, in denen der Verkäufer zusätzlich zur Lieferung 
der PV-Module auch deren Aufstellung (bis hin zur schlüssel-
fertigen Errichtung des Solarparks) übernimmt und womög-
lich auch Planungs- und Beratungsleistungen im Vorfeld der 
Errichtung erbringt, ist die rechtliche Qualifizierung des Ver-

34	 Vgl. Art. 3 Abs. 1 Rom I-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 17. 6. 2008 über das auf vertragliche 

Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, ABl. EU Nr. L 177 vom 4. 7. 2008, S. 6.

35	 Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internatio-

nalen Warenkauf vom 11. 4. 1980, BGBl. 1989 II, 588.
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trages deutlich komplexer. Der Vertrag enthält dann nicht nur 
kaufvertragliche, sondern auch werkvertragliche Elemente. 
Die Rechtsprechung36 nimmt bei solchen typengemischten 
Verträgen eine Gesamtschau aller vertraglichen Regelung vor 
und stellt auf den Schwerpunkt des Vertrages ab. Dabei wer-
den regelmäßig auch die vom Lieferanten zu erbringenden 
Leistungen wertmäßig in Relation gesetzt. Beispiel: Haben die 
gelieferten PV-Module einen Wert von 600.000,- EUR, wäh-
rend die vom Lieferanten zu erbringenden Werkleistungen 
einen Wert von nur 100.000,- EUR aufweisen, wird man den 
Vertrag als Kaufvertrag mit Montageverpflichtung einzuord-
nen haben, der in seiner Gesamtheit – und nicht nur hin-
sichtlich seiner kaufvertraglichen Elemente – dem Kaufrecht 
gemäß §§ 433 ff. BGB untersteht. Dominieren hingegen die 
Werkleistungen des Lieferanten, etwa weil dieser neben der 
Aufstellung der PV-Module noch umfangreiche Planungs- und 
Beratungsleistungen erbringt, wird man den Vertrag in seiner 
Gesamtheit als Werkvertrag einzustufen haben, auf den das 
Werkvertragsrecht gemäß §§ 631 ff. BGB zur Anwendung 
gelangt. Vor dem Hintergrund dieses Wertungsmaßstabes ist 
nachvollziehbar, dass die Rechtsprechung den Vertrag über 
den Erwerb von PV-Modulen unterschiedlich beurteilt und ihn 
mal als Kaufvertrag mit Montageverpflichtung37 und mal als 
Werkvertrag38 qualifiziert. Es erfolgt jeweils eine Einzelfall-
betrachtung auf der Grundlage des konkreten Vertrages. 

b) Gewährleistung 

Große praktische Bedeutung kommt den Gewährleistungs-
ansprüchen zu. Im Falle der Einordnung des Vertrages als 
Kaufvertrag gelangen die Gewährleistungsansprüche des Kauf-
rechts zur Anwendung, die sich gegen den Verkäufer, nicht 
aber gegen den Hersteller der PV-Module richten. Gemäß § 433 
Abs. 1 Satz 2 BGB hat der Verkäufer dem Käufer die Sache frei 
von Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. Ein Mangel ist 
eine Abweichung der Ist-Beschaffenheit von der Soll-Beschaf-
fenheit.39 Das ist regelmäßig, aber nicht zwingend ein technischer 
Defekt. So kann ein Mangel etwa auch darin bestehen, dass 
PV-Module geliefert werden, die in China produziert worden 
sind, wenn sich die Parteien zuvor vertraglich darauf verstän-
digt haben, dass die PV-Module aus heimischer Produktion 
stammen müssen.40 Liegt ein Mangel der PV-Module vor, ste-
hen dem Käufer, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, die in 
§ 437 BGB genannten Rechte zu. Das sind der Anspruch auf 
Nacherfüllung, der Rücktritt vom Vertrag, die Minderung 
des Kaufpreises, Schadensersatz und Aufwendungsersatz. Die 
Mängelansprüche verjähren im Regelfall gemäß § 438 Abs. 1 
Nr. 3 BGB in zwei Jahren ab Übergabe der Sache.

Ist der Vertrag hingegen als Werkvertrag einzuordnen, kommen 
die inhaltlich leicht abweichenden Gewährleistungsansprüche 
des Werkvertragsrechts zur Anwendung. Auch hier gilt, dass 
sich diese gegen den Werkunternehmer, nicht hingegen gegen 
den Hersteller der PV-Module richten. Gemäß § 633 Abs. 1 
BGB hat der Werkunternehmer dem Besteller das Werk frei von 
Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. Ist das Werk mangel-

haft, stehen dem Besteller, soweit nicht ein anderes bestimmt 
ist, die in § 634 BGB genannten Rechte zu. Hierzu zählen der 
Anspruch auf Nacherfüllung, die Selbstvornahme auf Kosten 
des Werkunternehmers, der Rücktritt vom Vertrag, die Minde-
rung der Vergütung, Schadensersatz und Aufwendungsersatz. 
Die Mängelansprüche verjähren gemäß § 634a BGB, je nach 
Fallkonstellation, in zwei, drei oder fünf Jahren ab Abnahme 
des Werkes.

c) Garantieversprechen

Bei PV-Modulen haben auch Garantieversprechen41 eine große 
praktische Bedeutung. Ansprüche aus Garantieversprechen ge-
hen im Regelfall über die gesetzlich geregelten Gewährleistungs-
ansprüche deutlich hinaus. Sie werden vom Anlagenhersteller 
auf freiwilliger Basis abgegeben, damit sich das Produkt im 
Wettbewerb um Kunden besser verkauft. Macht der Solarpark-
betreiber Rechte aus einem Garantieversprechen geltend, rich-
ten sich diese gegen den Anlagenhersteller, nicht gegen den 
Verkäufer bzw. Werkunternehmer, es sei denn, zwischen beiden 
besteht Personenidentität. Die Qualifizierung des Vertrages 
als Kauf- bzw. Werkvertrag ist für die Wirksamkeit und Reich-
weite der Garantie grundsätzlich unerheblich. Die Garantie 
gelangt in beiden Fällen gleichermaßen zur Anwendung. Der 
Betreiber sollte darauf achten, dass ihm das Garantieversprechen 
in einer Urkunde verbrieft wird. Zur Inanspruchnahme der 
Garantie ist zudem häufig erforderlich, dass zuvor eine Anlagen-
registrierung beim Hersteller erfolgt ist.

Derzeit übertreffen sich die Hersteller von PV-Modulen gegen-
seitig mit Garantieversprechen. Dabei werden Produkt- und 
Leistungsgarantien gegeben. Bei der Produktgarantie sichert 
der Hersteller zu, dass das PV-Modul für einen bestimmten 
Zeitraum mangelfrei bleibt oder aber repariert bzw. gegen ein 
einwandfreies Modul ausgetauscht wird. Der Garantiezeit-
raum beträgt zumeist zwischen fünf und zehn Jahren. Bei der 
Leistungsgarantie sichert der Hersteller zu, dass seine Module 

36	 BGH, Urt. v. 3. 3. 2004 – VIII ZR 76/03, NZBau 2004, 326; OLG Düsseldorf, Urt. v. 

24. 7. 2025 – I-10 U 165/24, GE 2025, 814 [juris Rdnr. 52]; LG Magdeburg, Urt. v. 

28. 11. 2024 – 10 O 563/24, juris Rdnr.  24; LG Hannover, Urt. v. 12. 3. 2025 – 11 O 

57/24, juris Rdnr. 20; LG Lübeck, Urt. v. 2. 5. 2025 – 10 O 82/24, juris Rdnr. 27.

37	 BGH, Urt. v. 3. 3. 2004 – VIII ZR 76/03, NZBau 2004, 326 [juris Rdnr. 9]; OLG Düs-

seldorf, Urt. v. 24. 7. 2025 – I-10 U 165/24, GE 2025, 814 [juris Rdnr. 50 ff.]; OLG 

Brandenburg, Beschl. v. 10. 7. 2025 – 10 U 27/25, juris Rdnr. 4. 

38	 BGH, Urt. v. 2. 6. 2016 – VII ZR 348/13, CuR 2016, 76 [juris Rdnr. 11]; OLG München, 

Urt. v. 28. 1. 2020 – 28 U 452/19, BauR 2020, 1939 [juris Rdnr. 22].

39	 Vgl. BGH, Urt. v. 23. 11. 2005 – VIII ZR 43/05, NJW 2006, 434 [juris Rdnr. 16]; 

Maultzsch, in: Münchener Kommentar zum BGB, 9. Aufl. (2024), § 434 BGB, 

Rdnr. 13. 

40	 OLG Brandenburg, Urt. v. 7. 11. 2018 – 7 U 38/17, juris.

41	 Vgl. dazu Busch/Ruthemeyer, NZBau 2012, 743.
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trotz alterungsbedingter Leistungseinbußen auch nach vielen 
Jahren noch eine bestimmte Leistung (in der Regel angege-
ben in Prozent) aufweisen. Hier sind Garantiezeiträume von 
30 Jahren und mehr keine Seltenheit.

8. Vermarktung des Solarstroms

a) Grundlagen

Der Betreiber wird den im Solarpark erzeugten Strom im 
Regelfall an Dritte veräußern und hierbei versuchen, die höchst-
möglichen Erlöse zu erzielen. In Ausnahmefällen ist aber auch 
ein Eigenverbrauch denkbar, etwa dann, wenn ein in der Nähe 
einer Autobahn bzw. Bahnstrecke angesiedeltes Unternehmen 
einen Solarpark in Eigenregie errichtet, um mit dem erzeugten 
PV-Strom den Bezug von Graustrom aus dem öffentlichen 
Netz zu substituieren. 

Die Veräußerung an Dritte erfolgt häufig im Wege der Direkt-
vermarktung.42 Dabei gibt der Betreiber den erzeugten Strom 
an ein Drittvermarktungsunternehmen ab und erhält von die-
sem im Gegenzug eine Vergütung. Das ist das Modell, für das 
das EEG eine Förderung in Gestalt der Marktprämie vorsieht 
(§§ 19 Abs. 1 Nr. 1, 20 EEG 2023). Der Betreiber hat aber 
daneben auch die Möglichkeit, den im Solarpark erzeugten 
Strom unter Verzicht auf die EEG-Förderung und unter Ver-
zicht auf die Einbeziehung eines Direktvermarktungsunter-
nehmens unmittelbar an einen oder mehrere Letztverbraucher 
zu veräußern. Hierbei handelt es sich eine „sonstige Direkt-
vermarktung“ im Sinne des § 21 a EEG 2023.43 Für den Strom-
lieferungsvertrag zwischen dem Anlagenbetreiber und dem 
Letztverbraucher hat sich die Bezeichnung „Power Purchase 
Agreement“ (PPA)44 durchgesetzt. 

Hingegen hat der Betreiber nicht die Möglichkeit, den im 
Solarpark erzeugten Strom lediglich in das Netz der allge-
meinen Versorgung einzuspeisen und vom Netzbetreiber eine 
Einspeisevergütung zu erhalten. Dieses System der festen Ein-
speisevergütung45 war in den ersten Fassungen des EEG (2000, 
2004, 2009 und 2012) der maßgebliche Fördermechanismus. 
Mit dem EEG 2014 wurde es für Neuanlagen durch die Pflicht 
zur Direktvermarktung ersetzt. Eine feste Einspeisevergütung 
erhalten heute nur noch Kleinanlagen mit einer installierten 
Leistung bis zu 100 kW bzw. 200 kW (vgl. § 21 Abs. 1 und 2 
EEG 2023). 

b) EEG-Direktvermarktung 

Bei der EEG-Direktvermarktung schließt der Betreiber einen 
Direktvermarktungsvertrag mit einem der auf dem Markt 
agierenden Direktvermarkter. Der Vertrag wird dabei im Re-
gelfall vom Direktvermarkter vorgegeben. Einen allzu großen 
Verhandlungsspielraum hat der Betreiber nicht. Der Betreiber 
sollte daher den Direktvermarkter nicht nur anhand der Höhe 
des von diesem erhobenen Dienstleistungsentgeltes, sondern 

auch anhand des vorgelegten Vertrages auswählen. Zudem 
sollte er sich nicht allzu lange an einen Direktvermarkter bin-
den. Die Vertragslaufzeit sollte so bemessen sein, dass dem 
Betreiber ausreichend Flexibilität für einen späteren Wechsel 
des Direktvermarkters bleibt. 

Als Vergütung für den gelieferten Strom erhält der Betreiber 
vom Direktvermarkter zumeist den sog. „Marktwert“.46 Das 
ist – vereinfacht ausgedrückt – der durchschnittliche Strom-
börsenpreis für die betreffende Energieart (hier: Solarstrom). 
Die Erlöse, die der Betreiber mit dem Solarpark erzielen kann, 
hängen also in starkem Maße von der allgemeinen Strompreis-
entwicklung ab. In Zeiten hoher Börsenpreise profitiert der 
Betreiber; niedrige oder gar negative Börsenpreise belasten 
hingegen die Wirtschaftlichkeit des Projektes. Neben dem 
Marktwert erhält der Betreiber die Marktprämie. Diese ist nach 
dem im EEG angelegten Fördermechanismus vom Netzbetrei-
ber zu entrichten. In der Praxis lassen sich die Direktvermarkter 
diesen Anspruch oftmals abtreten, um die Marktprämie nach 
Erhalt vom Netzbetreiber an den Betreiber auszuzahlen (Zah-
lung „über Eck“). Das ist als Dienstleistung für den Betreiber 
zu verstehen. Dieser erhält den Marktwert und die Markt-
prämie aus einer Hand und muss sich nicht darum kümmern, 
die Marktprämie beim Netzbetreiber geltend zu machen. 
Schließlich berechnet der Direktvermarkter für seine Tätigkeit 
ein Dienstleistungsentgelt, das er von den an den Betreiber 
auszukehrenden Erlösen in Abzug bringt.

Die Höhe der Marktprämie wird in einem komplexen Ver-
fahren bestimmt.47 § 23 a EEG 2023 verweist insoweit auf ein 
Berechnungsverfahren, das in Anlage 1 zum Gesetz niedergelegt 
ist. Eine zentrale Größe bei der Berechnung der Marktprämie 
ist der „anzulegende Wert“, der von der Bundesnetzagentur 
im Rahmen von Ausschreibungen gemäß § 22 EEG 2023 in 
Verbindung mit §§ 28 ff. EEG 2023 ermittelt wird. Die Aus-
schreibungen für „Solaranlagen des ersten Segments“ (§ 3 
Nr. 41 a EEG 2023), zu denen auch Solarparks an Autobahnen 
und Bahnstrecken zu zählen sind, sofern sie als Freiflächen-

42	 Vgl. Stangl, in: Baumann/Gabler/Günther (o. Fußn. 27), § 20 EEG, Rdnr. 4 f f.; 

Schulz/Rohrer, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 1228.

43	 Vgl. Stangl, in: Baumann/Gabler/Günther (o. Fußn. 27), § 21 a EEG, Rdnr. 1 ff.; 

Schulz/Rohrer, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 1250.

44	 Zu PPA vgl. auch Geiger/Balland, REE 2019, 53; Held/Koch, ER 2019, 18; Göken, 

VW 2023, 108. 

45	 Näher Reshöft, in: Reshöft/Schäfermeier, Kommentar zum EEG, 4. Aufl. (2014), 

§ 16 EEG, Rdnr. 4 ff.; Salje, Kommentar zum EEG, 6. Aufl. (2012), § 16 EEG, Rdnr. 2 ff. 

46	 Für Strom aus Anlagen mit Inbetriebnahme vor 1. 1. 2023 gilt der „Monatsmarkt-

wert“ (§ 3 Nr. 34 lit. a EEG 2023); für Strom aus Anlagen mit Inbetriebnahme 

am oder nach diesem Stichtag gilt der „Jahresmarktwert“ (§ 3 Nr. 34 lit. b 

EEG 2023).

47	 Vgl. dazu auch Heinlein/Mansour/Weitenberg, in: Baumann/Gabler/Günther 

(o. Fußn. 27), § 23 a EEG, Rdnr. 2 ff. 
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anlage konzipiert sind,48 finden in den Jahren 2023 bis 2029 
jeweils drei Mal jährlich statt, und zwar am ersten Tag der 
Monate März, Juli und Dezember (§ 28 a Abs. 1 EEG 2023). 
Das Ausschreibungsvolumen beläuft sich dabei auf 8.100 MW 
im Jahr 2024 und auf 9.900 MW in den Jahren 2025 bis 2029, 
wobei dieses Volumen jeweils gleichmäßig auf die Gebots-
termine eines Kalenderjahres verteilt wird (§ 28 a Abs. 2 EEG 
2023). 

Die Einzelheiten des Zuschlagsverfahrens werden in § 32 EEG 
2023 näher beschrieben.49 Danach öffnet die Bundesnetzagen-
tur nach dem Gebotstermin die fristgerecht eingegangenen 
Gebote und sortiert die Gebote wie folgt: a) bei unterschied-
lichen Gebotswerten nach dem jeweiligen Gebotswert in auf-
steigender Reihenfolge, beginnend mit dem Gebot mit dem 
niedrigsten Gebotswert, b) bei demselben Gebotswert nach der 
jeweiligen Gebotsmenge in aufsteigender Reihenfolge, begin-
nend mit der niedrigsten Gebotsmenge, und c) bei gleichen 
Gebotswerten und gleicher Gebotsmenge entscheidet das Los. 
In der vorstehend beschriebenen Reihenfolge erteilt die Bun-
desnetzagentur sodann den Zuschlag im Umfang des jeweiligen 
Gebots, bis das Ausschreibungsvolumen erstmals durch den 
Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder aber überschritten 
wird (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze 
wird kein Zuschlag erteilt. 

Es kann also der Fall eintreten, dass der Betreiber eines Solar-
parks bei einem Gebotstermin leer ausgeht und keinen Zuschlag 
auf sein Gebot erhält. In einem solchen Fall hat der Betreiber 
primär zwei Handlungsoptionen: Er kann mit dem gleichen 
Gebot bzw. einem überarbeiteten Gebot beim nächsten Ge-
botstermin wieder antreten oder aber alternative Vermarktungs-
möglichkeiten unter Verzicht auf die EEG-Förderung prüfen. 
Damit ist die „sonstige Direktvermarktung“ im Sinne des § 21 a 
EEG 2023 an einen Letztverbraucher in Gestalt eines PPA 
gemeint. Eine Direktvermarktung des erzeugten PV-Stroms 
unter Einschaltung eines Direktvermarkters, ohne hierbei die 
Marktprämie in Anspruch zu nehmen, ist hingegen nicht ziel-
führend, weil der Direktvermarkter für den Strom nur den 
Marktwert zahlt und dieser für sich allein (ohne Marktprämie) 
für den Betreiber nicht auskömmlich ist.

c) Sonstige Direktvermarktung

Bei der Lieferung des im Solarpark erzeugten Stroms an einen 
Letztverbraucher in Gestalt eines PPA kann es sich um einen 
Letztverbraucher handeln, der im räumlichen Zusammenhang 
zur Anlage ansässig ist und der über eine (ggf. neu zu errich-
tende) Direktleitung versorgt wird. Zwingend ist das aber 
nicht. Über einen PPA können unter Inanspruchnahme des 
Netzes für die allgemeine Versorgung auch Letztverbraucher 
beliefert werden, deren Betriebsstätten viele Kilometer vom 
Solarpark entfernt liegen.50 In diesem Fall hat der Letztver-
braucher neben dem Entgelt für die Bezugsmengen die üb-
lichen Strompreisbestandteile zu tragen. Gemeint sind hiermit 
die Stromsteuer, Konzessionsabgabe, die Netzentgelte und die 

an die Netzentgelte gekoppelten Abgaben und Umlagen wie 
die KWKG-Umlage und die Offshore-Netzumlage. Eine Be-
freiung von diesen Lasten, weil es sich bei den im Solarpark 
erzeugten Strommengen um Ökostrom handelt, gibt es in-
soweit nicht. Gleichwohl besteht bei vielen Unternehmen 
Interesse an PPA, weil sie auf der Grundlage betrieblicher 
Energie- und Klimaschutzkonzepte Klimaneutralität (noch vor 
2045) anstreben und im Rahmen dessen ihren Strombezug 
vollständig auf erneuerbare Energien umstellen wollen.

Weil die Stromerzeugung in einem Solarpark im höchsten Maße 
volatil ist, der Strom also nicht kontinuierlich zur Verfügung 
steht (etwa nicht nachts und bei schlechtem Wetter), erfolgt über 
einen PPA keine Vollversorgung des Letztverbrauchers. PPA 
sind in der Regel ein „Add-on“ zu einem Stromlieferungsver-
trag, den der Letztverbraucher mit einem am Markt agierenden 
Stromlieferanten unterhält und der in Abkehr von der früher 
weit verbreiteten Gesamtbedarfsdeckungsverpflichtung eine 
Öffnungsklausel u. a. für solche Strommengen enthält, die der 
Letztverbraucher aus erneuerbaren Energien bezieht.

9. Versicherungen 

Ein weiterer zentraler Baustein ist der Versicherungsschutz. Er 
ist kein fakultativer Zusatz, sondern eine unabdingbare Vor-
aussetzung für die Finanzierung und den langfristigen Betrieb 
des Solarparks. Kreditinstitute verlangen regelmäßig, dass be-
stimmte Mindestversicherungen abgeschlossen werden. Aber 
auch unabhängig von solchen Finanzierungsauflagen liegt es im 
Eigeninteresse des Betreibers, seine Investition gegen Schäden 
abzusichern. Die PV-Module und Nebenanlagen stellen einen 
erheblichen Vermögenswert dar, dessen Verlust oder Beschä-
digung die Wirtschaftlichkeit des gesamten Projektes gefähr-
den kann. Hinzu kommen Haftungsrisiken gegenüber Dritten, 
die ohne Versicherungsschutz die wirtschaftliche Existenz des 
Betreibers bedrohen können.

a) Versicherung in der Bauphase

In der Bauphase stehen Risiken im Vordergrund, die mit 
Transport, Aufbau und Installation der Anlage verbunden sind. 

48	 Solaranlagen an Lärmschutzwänden gehören hingegen zu den Solaranlagen 

des zweiten Segments, vgl. § 3 Nr. 41b EEG 2023.

49	 Näher Baumann/Strauß, in: Baumann/Gabler/Günther (o. Fußn. 27), § 32 EEG, 

Rdnr. 1 ff. 

50	 So wird aus dem eingangs erwähnten Solarpark der Stadtwerke Göttingen 

ein Betreiber von Rechenzentren mit Sitz in Frankfurt /Main beliefert, vgl. 

maincubes, Pressemitteilung vom 15. 11. 2024: „Meilenstein auf dem Weg zur 

Nachhaltigkeit: Stadtwerke Göttingen nehmen Solarpark in Betrieb“, abrufbar 

unter www.maincubes.com.
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Typisch ist der Abschluss einer Bauleistungs- bzw. Montage
versicherung.51 Sie deckt Sachschäden an den zu errichtenden 
Anlagenteilen ab, die infolge von Naturereignissen, Vandalis-
mus oder Montagefehlern eingetreten sind. Ergänzend emp-
fiehlt sich eine Bauherren-Haftpflichtversicherung, die das 
Risiko abdeckt, dass Dritte durch die Bautätigkeit geschädigt 
werden. In Projekten mit Fremdfinanzierung ist es üblich, 
dass die kreditgebende Bank den Abschluss dieser Versiche-
rungen als Auszahlungsvoraussetzung für die Darlehensvaluta 
verlangt. 

In Einzelf ällen kommt es auch zum Abschluss einer DSU-
Versicherung52, die den finanziellen Schaden abdeckt, wenn sich 
die Inbetriebnahme der Anlage aufgrund eines versicherten 
Schadens verzögert.

b) Versicherung in der Betriebsphase

Mit der Inbetriebnahme wechselt der Versicherungsschutz 
in die Betriebsphase. Hier ist eine Allgefahrenversicherung 
(„All-Risk“)53 für Sachschäden der Standard. Sie umfasst die 
PV-Module ebenso wie die Wechselrichter, Trafostationen, 
Verkabelung und sonstigen Betriebsmittel. Versichert sind 
Schäden durch Feuer, Blitzschlag, Sturm, Hagel, Überschwem-
mung, Vandalismus, Diebstahl oder Tierverbiss. Von beson-
derer Bedeutung ist die Mitversicherung des Ertragsausfalls: 
Fällt der Solarpark aufgrund eines versicherten Sachschadens 
ganz oder teilweise aus, ersetzt der Versicherer nicht nur die 
Kosten für die Reparatur, sondern auch den entgangenen 
Stromerlös. Ohne diese Deckung würde der Betreiber in der 
Schadenzeit keine Einnahmen erzielen, müsste aber gleich-
wohl weiterhin seine laufenden Verpflichtungen (Zins- und 
Tilgungsleistungen, Pachtzahlungen an den Grundstückseigen-
tümer, Betriebskosten) erfüllen.

Einzelne Spezialanbieter haben ihr Produktportfolio in den 
vergangenen Jahren erweitert und bieten inzwischen auch 
Policen an, die nicht nur den Ertragsausfall nach einem Sach-
schaden, sondern auch Mindererträge aufgrund außergewöhn-
lich schlechter Wetterbedingungen abdecken. Dabei geht es 
insbesondere um den Fall, dass die Sonneneinstrahlung über 
einen längeren Zeitraum deutlich hinter den statistischen Er-
wartungswerten zurückbleibt. Solche Policen sind noch ein 
Nischenprodukt, können für Betreiber, die eine besondere 
Ertragssicherheit anstreben, aber interessant sein.

Ergänzend ist eine Betriebshaftpflichtversicherung54 erforder-
lich. Sie schützt den Betreiber gegen Ansprüche Dritter, die 
durch den Betrieb des Solarparks geschädigt werden. Denk-
bar sind Personen- und Sachschäden, etwa wenn ein Modul 
sich löst und auf die Autobahn oder Bahnstrecke gelangt, oder 
wenn durch einen Brand angrenzende Grundstücke in Mit-
leidenschaft gezogen werden. Angesichts der Nähe zu Autobah-
nen und Bahnstrecken ist dieses Risiko keineswegs theoretisch. 
Der Betreiber muss sicherstellen, dass die Haftpflichtversiche-
rung nicht nur Standardrisiken, sondern auch spezifische Ge-

fahren durch PV-Anlagen in der Nähe kritischer Infrastrukturen 
abdeckt.

c) Vertragsgestaltung und Anforderungen 

Versicherer knüpfen den Deckungsschutz häufig an bestimmte 
Sicherheitsvorkehrungen. Dazu gehören eine Umzäunung 
des Solarparks55, Zugangskontrollen, Videoüberwachung oder 
eine regelmäßige Wartung der Anlage. Der Betreiber sollte 
diese Anforderungen vertraglich mit seinem Servicedienstleister 
abstimmen, um sicherzustellen, dass der Versicherungsschutz 
im Schadenfall nicht aufgrund eines Obliegenheitsverstoßes 
versagt wird. Dasselbe gilt für den Nachweis regelmäßiger Rei-
nigungs- und Wartungsintervalle, die von manchen Versiche-
rern zur Bedingung für die Erteilung der Deckung gemacht 
werden.

In der Praxis wird häufig ein Versicherungspaket geschnürt, 
das Bauleistungs-, Sach- und Haftpflichtversicherung kom-
biniert und die Übergänge zwischen Bau- und Betriebsphase 
ohne Deckungslücken abbildet. Der Betreiber sollte darauf 
achten, dass die Versicherungspolicen „bankable“ ausgestaltet 
sind, also von Kreditinstituten als ausreichend anerkannt wer-
den. So erwarten die finanzierenden Banken, dass dieses Paket 
von einem etablierten Versicherer mit entsprechender Solvenz 
gestellt wird. Dazu gehört regelmäßig auch die Einräumung 
von Mitspracherechten der Bank, etwa in Form einer Klausel, 
wonach Entschädigungszahlungen im Schadenfall direkt an die 
Bank zu leisten sind.

Zu beachten ist schließlich, dass Versicherungsschutz kein 
statisches Element ist. Mit zunehmendem Alter des Solarparks, 
veränderten Marktbedingungen und neuen technologischen 
Risiken sollte der Betreiber regelmäßig überprüfen, ob der 
bestehende Versicherungsschutz noch angemessen ist, und ggf. 
Anpassungen vornehmen.

10. Kreditverträge und Bankability

Die Finanzierung eines Solarparks erfolgt regelmäßig durch 
die Aufnahme eines Bankdarlehens, das in weiten Teilen aus 
den künftigen Einnahmen des Projekts bedient werden soll. Der 

51	 Vgl. Beigel, BauR 1987, 148; Linder, FiWi 1994, 15; Balensiefen/Dangel, VersR 

2014, 437. Sakrzewa, RuS 2016, 603.

52	 „Delay in Start-Up“-Versicherung. Vgl. hierzu Bommeli/Kusche, Versicherungs-

wirtschaft 2003, 811.

53	 Sakrzewa, RuS 2016, 603

54	 In der Praxis wird die Betriebshaftpflichtversicherung für Energieanlagen 

gelegentlich auch als Betreiberhaftpflichtversicherung bezeichnet.

55	 Die Versicherer fordern zumeist einen mindestens 2 Meter hoher Industrie-

gitterzaun mit Übersteigschutz. 
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Betreiber muss deshalb die Kreditwürdigkeit („Bankability“)56 
seines Vorhabens nachweisen. Gemeint ist damit, dass die Ver-
trags- und Risikostruktur des Projekts so ausgestaltet ist, dass 
ein Kreditinstitut eine langfristige Finanzierung als tragfähig 
anerkennt. Die Banken haben in den vergangenen Jahren ein 
erhebliches Know-how in diesem Bereich aufgebaut und unter-
halten oftmals spezialisierte Abteilungen, die sich ausschließ-
lich mit Projekten aus dem Bereich der erneuerbaren Energien 
befassen. 

a) Auszahlungsvoraussetzungen

Die Banken machen die Auszahlung der Darlehensvaluta re-
gelmäßig von einer Reihe klar definierter Voraussetzungen 
abhängig. Im Zentrum stehen dabei zunächst die Grundlagen 
des Projekts. Ohne eine gesicherte rechtliche Basis ist eine 
Finanzierung nicht darstellbar. Dazu gehören die rechtswirk-
same Bestellung der Nutzungsrechte an der Fläche einschließ-
lich der erforderlichen Dienstbarkeiten, eine bestandskräftige 
Baugenehmigung sowie die verbindliche Zusage des Netz-
betreibers über den Netzanschluss. Daneben richtet sich der 
Blick auf die Einnahmeseite. Für die Bank ist entscheidend, 
dass die künftigen Zahlungsströme des Solarparks rechtlich 
abgesichert und kalkulierbar sind. Dies geschieht entweder 
durch den Zuschlag in einer EEG-Ausschreibung oder durch 
den Abschluss eines Power Purchase Agreements mit einem 
solventen Abnehmer. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, 
fehlt es an der wirtschaftlichen Tragfähigkeit, auf die die Bank 
ihre Rückzahlungsansprüche stützen kann.

Wie bereits dargestellt, verlangen die Banken regelmäßig auch 
eine Absicherung der Einnahmen durch geeigneten Versiche-
rungsschutz. Gemeint ist damit nicht nur die klassische Sach- 
und Haftpflichtdeckung, sondern vor allem die Versicherung 
gegen Ertragsausfälle im Falle eines Schadens. Für die Banken 
gehört ein solcher Schutz zur vertraglich geforderten Aus-
gangslage, weil er sicherstellt, dass die Zahlungsströme selbst 
dann nicht vollständig versiegen, wenn der Solarpark vorüber-
gehend ausfällt.

b) Bestellung von Sicherheiten

Ein besonderes Augenmerk legen Banken auf die Bestellung 
von Sicherheiten.57 Üblich ist die Sicherungsübereignung der 
wesentlichen technischen Anlagen, also der Module, Unter-
konstruktionen, Wechselrichter, Trafos und der Übergabe-
station. Hinzu treten Abtretungen von Zahlungsansprüchen, 
etwa gegen den Netzbetreiber (Marktprämie), gegen den 
Direktvermarkter (Erlöse aus Stromverkäufen), gegen Ab-
nehmer aus einem PPA oder aus bestehenden Garantie- und 
Gewährleistungsansprüchen. Auch die Ansprüche aus Ver-
sicherungsverträgen werden in der Regel an die Bank abgetre-
ten. Darüber hinaus verlangen Banken eine Verpfändung der 
Projektkonten, auf die sämtliche Einnahmen aus dem Betrieb 
des Solarparks eingehen. 

Zur Absicherung der langfristigen Nutzung fordern Banken 
außerdem die Eintragung entsprechender Dienstbarkeiten im 
Grundbuch, welche die Pacht- und Leitungsrechte sichern, so-
wie den Verzicht des Grundstückseigentümers auf das gesetzliche 
Verpächterpfandrecht. Daneben kann die Bank verlangen, dass 
Gesellschafterdarlehen im Rang hinter die Bankforderungen 
zurücktreten. 

c) Vertragsgestaltung und Eintrittsrechte

Kreditverträge enthalten daneben umfangreiche Verpflichtungen 
des Betreibers. Hierzu gehören die Pflicht zur ordnungsgemäßen 
Instandhaltung, die Einhaltung von Wartungsintervallen, der 
Abschluss und die Aufrechterhaltung von Versicherungen 
sowie regelmäßige Berichts- und Informationspflichten gegen-
über der Bank. Änderungen wesentlicher Projektverträge dürfen 
regelmäßig nur mit Zustimmung der Bank erfolgen. Gleiches 
gilt für einen Wechsel der Gesellschafter. Ziel ist es, die wirt-
schaftliche Grundlage des Projekts während der gesamten 
Laufzeit stabil zu halten.

Ein weiterer wichtiger Punkt sind die sog. „Step-in-Rechte“ 
(Eintrittsrechte).58 Darunter versteht man das Recht der Bank, 
in Krisensituationen selbst in die Verträge einzutreten oder 
Dritte zu benennen, die an Stelle des Betreibers die Verträge 
fortführen. Auf diese Weise erhält die Bank die Möglichkeit, 
das Projekt im Krisenfall zu stabilisieren und seinen Fortgang 
sicherzustellen. Damit soll verhindert werden, dass das Projekt 
scheitert, nur weil der Betreiber in wirtschaftliche Schwierig-
keiten geraten ist.

d) Eigenkapital und Risikoverteilung

Schließlich verlangen Banken eine hinreichende Eigenkapital-
ausstattung des Projekts. In der Praxis liegt diese bei rund 10 bis 
20 % der Gesamtinvestition.59 Zudem kann es für die Bauphase 
erforderlich sein, dass die Gesellschafter eine Fertigstellungs-
garantie übernehmen oder Liquiditätsreserven bereitstellen. Ist 
die Anlage erst einmal in Betrieb und erwirtschaftet plan-
mäßig Einnahmen, treten diese Verpflichtungen regelmäßig in 
den Hintergrund. Gleichwohl behalten die Banken die Eigen-

56	 Vgl. auch Schulz/Rohrer, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 907; Lüdeke-Freund/Hampl/

Flink, in: Böttcher, Solarvorhaben: Wirtschaftliche, technische und rechtliche 

Aspekte, 2011, S. 285. Zur Bankability-Freigabe einer Bank als Bedingung für 

die Entstehung eines Kaufpreisanspruchs für Solarmodule vgl. auch LG Frank-

furt/Main, Urt. v. 7. 7. 2017 – 3-14 O 128/15, juris Rdnr. 52.

57	 Vgl. dazu auch Distler/Eckhardt, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 1425.

58	 Vgl. auch Schulz/Rohrer, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 911. 

59	 Schulz/Rohrer, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 911, veranschlagen das von den 

Banken gestellte Kapital abweichend auf 70 % bis 80 %. 
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kapitalbasis und die laufende Liquiditätslage im Blick, um die 
langfristige Tragfähigkeit des Projekts sicherzustellen.

11. Betriebsführung

Nach der Errichtung und Inbetriebnahme des Solarparks ist 
die laufende Betriebsführung sicherzustellen. Gemeint ist da-
mit die Gesamtheit der Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
die Anlage dauerhaft funktionsf ähig zu halten und Ertrags-
ausfälle zu vermeiden. Betreiber, die über eigenes technisches 
Personal verfügen, können die Betriebsführung grundsätz-
lich im eigenen Haus organisieren. Häufig wird die Aufgabe 
jedoch an spezialisierte Dienstleister übertragen, die auf Grund-
lage eines Betriebsführungsvertrages die operative Verant-
wortung übernehmen.60 Ein solcher Vertrag ist rechtlich als 
Dauerschuldverhältnis einzuordnen und regelt typischerweise 
sowohl die laufende technische Betreuung als auch die Pflichten 
des Dienstleisters im Störungsfall.

Dabei ist durch entsprechende Vertragsgestaltung sicherzustel-
len, dass die Betreiberstellung durch die Einschaltung eines 
Dienstleisters nicht auf diesen übergeht.61 Auch bei Übertra-
gung der operativen Aufgaben muss der Betreiber diejenige 
Person bleiben, die die tatsächliche Sachherrschaft über den 
Solarpark innehat und die Chancen und Risiken des Anlagen-
betriebes trägt. Der Dienstleister handelt lediglich als „ver-
längerter Arm“ des Betreibers und ist an dessen Weisungen 
gebunden.62 

Zum Inhalt des Betriebsführungsvertrages zählen neben der 
regelmäßigen Reinigung der Solarmodule und dem Austausch 
defekter Komponenten auch Wartungs- und Inspektionsarbei-
ten an Wechselrichtern, Trafostationen und Kabeltrassen, die 
Grünpflege zur Vermeidung von Verschattungen, die Sicher-
stellung der Zugänglichkeit bei Schnee und Eis sowie die 
kontinuierliche Überwachung der Betriebsdaten. Manche Ver-
träge sehen zudem eine Fernüberwachung in Echtzeit vor, 
um Ausfälle oder Minderleistungen sofort zu erkennen und 
kurzfristig Maßnahmen einzuleiten. Für den Betreiber geht es 
dabei weniger um formale Anforderungen der Finanzierung, 
sondern um die Sicherstellung einer störungsfreien und wirt-
schaftlichen Betriebsführung über die gesamte Laufzeit des 
Projekts.

III. Schlussbetrachtung 

Die Realisierung von Solarparks an Autobahnen und Bahn-
strecken ist durch die BauGB-Novelle 2023 erheblich erleichtert 
worden. Durch den neuen § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b BauGB gel-
ten Flächen längs dieser Verkehrswege bauplanungsrechtlich 
nunmehr als privilegiert, was die Verfahrensdauer verkürzt 
und den Betreibern zusätzliche Rechtssicherheit verschafft. 
Auch die Einführung eines fernstraßenrechtlichen Sonder-
regimes für Solaranlagen (§ 9 Abs. 2 c FStrG) durch das Ge-
setz zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im 

Verkehrsbereich Ende 2023 hat die Rahmenbedingungen 
weiter verbessert.

Positiv wirkt sich zudem die Regelung in § 2 EEG aus, wonach 
der Ausbau erneuerbarer Energien im überragenden öffent-
lichen Interesse liegt und als vorrangiger Belang in behördliche 
Abwägungsentscheidungen einzustellen ist. Dieser Vorrang gilt 
jedoch nicht uneingeschränkt. Er findet dort seine Grenze, wo 
die Sicherheit des Straßen- und Schienenverkehrs gefährdet ist. 
Blendwirkungen durch PV-Module, unzureichende Abstände 
zu Verkehrswegen oder sonstige Gefährdungen der Verkehrs-
teilnehmer gehen regelmäßig dem Interesse an einem weiteren 
Zubau von Solarparks vor. 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Solarparks entlang 
von Autobahnen und Bahnstrecken können danach als weit-
gehend konsolidiert angesehen werden. Die Verfahren wurden 
vereinfacht und klarer strukturiert, was in der Praxis zu einer 
spürbaren Beschleunigung der Abläufe geführt hat. Damit 
bestehen heute stabile Voraussetzungen für Investitionen und 
eine verlässliche Grundlage für künftige Projekte. Die eigent-
lichen Engpässe liegen weniger im rechtlichen Bereich als in 
der Verfügbarkeit geeigneter Flächen. Hinzu kommt, dass 
die erforderlichen Anfangsinvestitionen erheblich sind und 
die Finanzierung angesichts gestiegener Zinsen und stren-
gerer Anforderungen der Kreditinstitute anspruchsvoller 
geworden ist.

Der Gesetzgeber hat mit den jüngsten Reformen seine Hausauf-
gaben erledigt und die rechtlichen Weichen im Wesentlichen 
richtig gestellt. Der weitere Ausbau liegt nun in der Verant-
wortung der Betreiber und Investoren. Staatliche Förder- oder 
Finanzierungsmaßnahmen sind dafür nicht erforderlich. Ent-
scheidend ist vielmehr, dass die Praxis die neuen rechtlichen 
Möglichkeiten konsequent nutzt und die Projekte wirtschaft-
lich umsetzt.

Gleichwohl bleibt die Projektrealisierung rechtlich und wirt-
schaftlich anspruchsvoll. Zahlreiche Fragestellungen greifen 
ineinander und verlangen vom Betreiber nicht nur eine prä-
zise wirtschaftliche Kalkulation, sondern auch eine sorgfältige 
rechtliche Absicherung in allen Projektphasen. Gerade die 
enge Verzahnung zwischen Bau- und Planungsrecht, den ver-
traglichen Grundlagen gegenüber Grundstückseigentümern 
und Abnehmern sowie den Anforderungen von Banken und 
Versicherern zeigt, dass es eines koordinierten Vorgehens bedarf, 
um ein Projekt dauerhaft tragfähig zu machen.

60	 Schulz/Rohrer, in: Schulz (o. Fußn. 12), S. 1193.

61	 Grundlegend zur Bestimmung der Betreiberstellung: BGH, Urt. v. 13. 2. 2008 – 

VIII ZR 280/06, RdE 2008, 368 [juris Rdnr. 15 ff.]; vgl. auch Klemm, REE 2013, 1 [6]; 

Kachel, CuR 2011, 100 [101].

62	 Zum Weisungsrecht auch Schulz/Rohrer (o. Fußn. 12), S. 1198.


